
GEWERKSCHAFTEN

A
ls BMW den Beschäftigten in 
Aussicht stellte, eine neue Fi-
liale für die Berliner Nieder-
lassung zu eröffnen, verlangte 
das Unternehmen von seinen 

Arbeitern etwas: Sie sollten in der Woche eine 
Stunde länger arbeiten als zuvor. Die Kollegen 
willigten ein, fortan war man 37 statt wie zuvor 
36 Stunden tätig. Vor nicht ganz zehn Jahren 
wurde die Abmachung getroffen. Mittlerweile 
kämpft die Belegschaft darum, die Mehrarbeit 
wieder loszuwerden, trat am 13. September gar 
in den Warnstreik. »Wir haben unseren Anteil 
längst bezahlt«, meinte der Betriebsratsvorsit-
zende Oliver Massling dazu. Über die Jahre 
hätten die 450 Kollegen in der einen zusätz-
lichen Stunde einiges an Wert geschaffen, ge-
nauer: zehn Millionen Euro. Einen Betrag, den 
BMW einstrich.

An der Arbeitszeit hängt für die Beschäftigten 
eine Menge. Wieviel Zeit für die Familie, für das 
Pflegen von Freundschaften, für das Lesen eines 
Romans bleibt, ist weitgehend davon bestimmt, 
wie lange einen die Lohnarbeit in Anspruch 
nimmt. Wer acht Stunden am Tag schuftet – in 
vielen Berufen auch mehr – der wird am Abend 
wenig Zeit für politische Tätigkeit haben, der 
wird nicht mehr völlig begeistert zur nächsten 
Gewerkschaftssitzung rennen.

Auch für die Gegenseite ist die Frage der 
Arbeitszeiten von entscheidender Bedeutung. 
Karl Marx wusste es schon vor 150 Jahren: Um 
aus dem Arbeiter Mehrwert herauszupressen, 
bleiben dem Kapital zwei Varianten. Zahlt man 
dem Beschäftigten einen bestimmten Betrag, 
den er durch seine Arbeit vielleicht schon nach 

vier Stunden erwirtschaftet, lässt ihn aber acht 
Stunden arbeiten, dann bleibt dem Unterneh-
men etwas übrig. Marx nannte das die Pro-
duktion des absoluten Mehrwerts. »Sie bildet 
die allgemeine Grundlage des kapitalistischen 
Systems und den Ausgangspunkt der Produktion 
des relativen Mehrwerts«, heißt es im ersten 
Band des »Kapitals«. Relativen Mehrwert kön-
nen die Firmen hingegen einstreichen, wenn sie 
ihre Beschäftigten während der Arbeitszeit zu 
immer schnellerer, immer effizienterer Tätigkeit 
antreiben. Tatsächlich passiert natürlich beides: 
Die Unternehmer lassen gerne lange und hart ar-
beiten. Entsprechend das Fazit von Marx: »Pro-
duktiver Arbeiter zu sein ist daher kein Glück, 
sondern ein Pech.«

Wie an der Verfeinerung und immer weiteren 
Ausgestaltung dieses Unglücks gearbeitet wird, 

führt in dieser Beilage die freie Journalistin 
Gudrun Giese aus. Sie berichtet davon, wie 
beispielsweise Handelsketten ihren Beschäftig-
ten feste Schichtpläne verweigern und sie dafür 
»auf Abruf« einsetzen. Die Praktiken der Fir-
men sind ausgefeilt, führen in ihrer Gesamtheit 
aber zu einem perversen Ergebnis: Die einen 
arbeiten mehr, als sie wollen, die anderen we-
niger, als sie möchten. Sekundiert wird so ein 
Vorgehen von der deutschen Regierung, wie 
die Linke-Politikerin Jutta Krellmann ausführt. 
So wird etwa daran gearbeitet, Unternehmen 
Möglichkeiten zur Schleifung der Arbeits- und 
Ruhezeitregelungen zu schaffen. Perfiderweise 
sollen Tarifverträge dabei eine entscheidende 
Rolle spielen.

Doch im Kampf um Zeit hat die deutsche 
Arbeiterklasse nicht nur Niederlagen hinneh-

men müssen. Mit einem wochenlangen Streik 
schafften es Industriearbeiter Westdeutsch-
lands in den 80ern, den Einstieg in eine weit-
reichende Arbeitszeitverkürzung zu errei-
chen – hin zur 35-Stunden-Woche. An diesen 
Kampf, den Erfolg und seine Auswirkungen er-
innert Daniel Behruzi. Wie aktuell das Thema 
ist, zeigt sich schon daran, dass die IG Metall 
in diesem Jahr abermals mit Forderungen zur 
Arbeitszeit in die Tarifauseinandersetzung der 
Metall- und Elektroindustrie ziehen will.

Den Kolleginnen und Kollegen sei dabei ein 
Blick über die eigene Branche hinaus empfoh-
len: Es lässt sich auch noch kürzer arbeiten. 
Das wissen zum Beispiel die Beschäftigten der 
Berliner-Kindl-Schultheiss-Brauerei. Sie arbei-
ten nur 32 Stunden die Woche. Will heißen: Drei 
Tage haben sie frei.
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Die Zeichen stehen auf noch 
mehr Krieg. Etwa 700 Milli-
arden Dollar sollen die USA 

im Haushaltsjahr 2018 für »Verteidi-
gung« ausgeben. Das sieht der am 
Montag abend vom Senat verabschie-
dete Gesetzentwurf zum Haushalt vor. 
Wird der Plan verwirklicht, bekom-
men die Streitkräfte rund 15 Prozent 
mehr Mittel als im Haushaltsjahr 
2016 und sechs Prozent mehr als 2017. 
Mit dem neuen Etat soll nicht nur die 
Anschaffung von neuen F-35-Kampf-
jets, Schiffen und Panzern finanziert 
werden. Darin enthalten sind unter 
anderem auch 500 Millionen Dollar 
an »Sicherheitshilfe« für die Ukrai-
ne, die auch Waffenlieferungen ein-
schließt. Außerdem schicken die USA 
mehr als 3.000 zusätzliche Soldaten 
nach Afghanistan. Die meisten von ih-
nen seien bereits auf dem Weg dorthin 
oder hätten ihren Marschbefehl erhal-
ten, sagte US-Verteidigungsminister 
James Mattis am Montag abend.

Die mehr als 1.000 Seiten umfas-
sende Vorlage des Senats muss noch 
mit der Fassung vereinheitlicht werden, 
die vom Abgeordnetenhaus schon am 
27. Juli beschlossen wurde. Offiziell be-
ginnt das neue Haushaltsjahr am 1. Ok-
tober. In beiden Versionen wird mehr 
bewilligt, als Präsident Donald Trump 
gefordert hatte. Die Senatoren billig-
ten den Gesetzentwurf mit der großen 
Mehrheit von 89 gegen neun Stimmen. 
Das Abstimmungsergebnis im Abge-
ordnetenhaus war 235 gegen 192.

Einem Bericht der New York Times 
vom Montag zufolge sieht der vom 
Senat gebilligte Gesetzentwurf Sockel-
ausgaben in Höhe von 640 Milliarden 
Dollar vor. Darin enthalten sind neben 
den festen Ausgaben für den Unterhalt 
von Anlagen, Beschaffungsmaßnah-
men und Lohnzahlungen an die Ange-
hörigen der Streitkräfte auch mehrere 
Milliarden für das Atomwaffenpro-
gramm. Hinzu gerechnet werden muss 
der besondere Fonds des Pentagon für 

die laufenden Kriegsausgaben, den der 
Senat mit 60 Milliarden Dollar ausstat-
ten will. Das scheint im wesentlichen 
Trumps Antrag zu entsprechen, wäh-
rend die geplanten Grundausgaben um 
37 Milliarden über der Forderung des 
Präsidenten an den Kongress liegen.

Neben der Waffen- und Ausrüstungs-
hilfe für die Ukraine sieht der Entwurf 
des Senats auch 100 Millionen Dollar 
vor, um die Balkanstaaten bei der »Ab-
wehr der russischen Aggression« zu un-
terstützen. Israel soll, zusätzlich zu der 
2016 langfristig vereinbarten Militärhil-
fe von durchschnittlich 3,8 Milliarden 
Dollar jährlich, im neuen Haushaltsjahr 
weitere 705 Millionen für gemeinsame 
Raketenabwehrprogramme erhalten. 
Das sind 558 Millionen mehr als von 
Trump gefordert. Vor dem Hintergrund 
der nordkoreanischen Atomwaffe-
nentwicklung sind im Etatentwurf des 
Senats 8,5 Milliarden Dollar für den 
Ausbau der hauptsächlich in Alaska sta-
tionierten US-amerikanischen Raketen-

abwehr vorgesehen. Das sind 630 Mil-
lionen mehr als von Trump beantragt.

Beide Gesetzentwürfe aus dem Kon-
gress halten ebenso wie die Ausgangs-
forderungen des Präsidenten die 2011 
beschlossene allgemeine Beschränkung 
der Staatsausgaben nicht ein. Kongress 
und Präsident könnten sich, wie schon 
unter Barack Obama, auf verschiedene 
Mogeleien einigen, oder – sofern ei-
ne ausreichende Zahl von Demokraten 
mitspielt – die Ausgabenbremse auf-
heben.

Ebenfalls am Montag teilte Vertei-
digungsminister Mattis bei einer Pres-
sekonferenz im Pentagon mit, dass die 
USA ihre Truppen in Afghanistan um 
3.000 Soldaten aufstocken wollen. De-
ren Gesamtstärke läge dann bei über 
11.000 Mann. Auf dem Höhepunkt der 
NATO-Intervention im Jahr 2011 hatten 
dort allein die USA rund 100.000 Sol-
daten im Einsatz.
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40 Millionen Opfer moderner Sklaverei
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Friedliche Lösung für 
Korea-Krise gefordert
New York. China und Russland ha-
ben erneut zu einer friedlichen Lö-
sung des Atomkonflikts mit Nord-
korea aufgerufen. Die Außenmi-
nister beider Länder forderten bei 
einer Zusammenkunft anlässlich 
der UN-Vollversammlung in New 
York dazu auf, den »Teufelskreis« 
auf der Koreanischen Halbinsel zu 
durchbrechen, wie das chinesische 
Außenministerium am Dienstag 
mitteilte. Russlands Außenminister 
Sergej Lawrow sagte demnach, 
die russische Position sei mit der 
chinesischen »komplett identisch«. 
Zum Auftakt der Generaldebatte 
bei den Vereinten Nationen hat 
UN-Generalsekretär António Gu-
terres vor der Gefahr eines Krieges 
mit Nordkorea gewarnt. Der Kon-
flikt müsse mit politischen Mitteln 
gelöst werden, mahnte Guterres 
am Dienstag in New York vor der 
Versammlung von rund 130 Staats- 
und Regierungschefs.  (AFP/jW)

Siehe auch Seite 7

Beamtenbund klagt gegen 
Tarifeinheitsgesetz

Karlsruhe. Der Beamtenbund DBB 
klagt gegen das Tarifeinheitsgesetz 
von Arbeitsministerin Andrea Nah-
les (SPD) vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte. 
Das teilte der Vorsitzende der Or-
ganisation, Klaus Dauderstädt (Fo-
to), am Dienstag in Berlin mit. Das 
Bundesverfassungsgericht hatte die 
Klagen des DBB und anderer Ge-
werkschaften gegen die seit rund 
zwei Jahren geltende Neuregelung 
im Juli weitgehend abgewiesen. 
Es machte aber Vorgaben für die 
Anwendung des Gesetzes und 
forderte eine Nachbesserung. Dau-
derstädt bekräftigte, dass der DBB 
das Gesetz für einen »Eingriff in 
die Koalitionsfreiheit« hält, also 
in das grundgesetzlich garantierte 
Recht von Erwerbstätigen, sich 
zusammenzuschließen. Laut der 
Regelung gilt bei konkurrierenden 
Tarifverträgen in einem Betrieb nur 
der Abschluss der mitgliederstärks-
ten Gewerkschaft.  (dpa/jW)

Bald noch mehr davon: Donald Trump am 15. September auf der Joint Base Andrews Naval Air Facility mit einem F-35-Kampfjet
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Dampframme
Betriebsratsfresser Naujoks vertritt 

chinesischen Unternehmer beim 
Wettbieten um Air Berlin

Märchenschloss
Abgehoben: Das »begehbare Wahlpro-

gramm« der CDU in Berlin und 
die Frage nach dem »wir« 

Tropensturm
Nach dem Hurrikan »Irma« folgt nun 

»Maria«. Bewohner von Inseln 
ergreifen Schutzmaßnahmen

Kaderschmiede
Ohne CDU keine AfD. In Sachsen wer-

den Verflechtungen sehr deut-
lich. Interview mit Klaus Bartl3 4 6 9
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UN-Arbeitsorganisation: Fast drei Viertel der Betroffenen sind weiblich, 25 Prozent Kinder

Mehr als 40 Millionen Men-
schen sind einer Schätzung 
von Menschenrechtsgrup-

pen zufolge weltweit Opfer moderner 
Sklaverei. Dies geht aus einem am 
Dienstag von der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) der Vereinten 
Nationen, der Internationalen Orga-
nisation für Migration (IOM) und der 
»Walk Free Foundation« veröffent-
lichten Bericht hervor. Sie leisten der 
Studie zufolge gegen ihren Willen in 
Fabriken, auf Baustellen, Farmen und 
Fischerbooten Zwangsarbeit oder wer-

den als Prostituierte oder Hausange-
stellte ausgebeutet. 15 Millionen der 
erfassten Personen wurden zur Hei-
rat gezwungen. Fast drei Viertel der 
Betroffenen (71 Prozent) sind weib-
lich, ein Viertel ist minderjährig. Im 
Bereich der Zwangsprostitution sind 
99 Prozent weiblich und 21 Prozent 
Kinder. Die ILO und die Walk Free 
Foundation erhoben für die Schätzung 
Daten in 48 Ländern und interviewten 
mehr als 71.000 Menschen.

Die ILO legte zudem Schätzun-
gen vor, denen zufolge 152 Millio-

nen Kinder – 64 Millionen Mädchen 
und 88 Millionen Jungen – im Alter 
zwischen fünf und siebzehn Jahren 
durch Erwerbstätigkeit ihre Familie 
mit ernähren. Das sind zehn Prozent 
aller Minderjährigen. 71 Prozent der 
Kinderarbeiter sind in der Landwirt-
schaft tätig, 17 Prozent im Dienst-
leistungssektor und zwölf Prozent in 
der Industrie. Die meisten von ih-
nen leben in Afrika (72,1 Millionen), 
gefolgt von Asien und dem Pazifik 
(62 Millionen), dem amerikanischen 
Kontinent (10,7 Millionen), Europa 

und Zentralasien (5,5 Millionen) und 
den arabischen Staaten (1,2 Millio-
nen). Geschätzt ein Drittel der arbei-
tenden Kinder im Alter zwischen fünf 
und 14 Jahren gehen nicht zur Schu-
le. 38 Prozent in dieser Altersgruppe 
verrichten gefährliche Arbeiten. Fast 
zwei Drittel der 15- bis 17jährigen 
Arbeiter müssen mehr als 43 Stunden 
pro Woche schuften.

Die neuen Daten wurden zur Gene-
ralversammlung der Vereinten Natio-
nen in New York präsentiert. 

 (jW)
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Umverteilen
Nicht nur um Lohn lässt sich kämpfen, 
sondern auch um Zeit. Das Kapital weiß 
das sehr gut – die Gewerkschaften stehen 
vor Auseinandersetzungen um die Dauer 
der Lohnarbeit. Beiträge zu einer drängen-
den Debatte

Feuer frei für Trump
Senat will Kriegshaushalt auf 700 Milliarden Dollar erhöhen – mehr als der 
US-Präsident gefordert hatte. 3.000 weitere Soldaten für Afghanistan. Von Knut Mellenthin
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